
denen sie im Interesse der alten Banken und deren 
Kunden den geschlossenen Banken die Fortführung 
ihrer verbotenen Geschäftstätigkeit gestatteten und da­
mit u. a. die Möglichkeit gaben, große Teile der blockier­
ten Kundenwerte auszuhändigen. Sie hintertrieben die 
Einziehung der Altforderungen der geschlossenen Ban­
ken, indem sie alte Guthaben durch die rechtswidrige 
Anerkennung als Zwischengeld zu Neuguthaben 
machten. So wie es die Methode ihrer Auftraggeber ist, 
den Angriff gegen unsere demokratische Ordnung 

** gleichzeitig auf den verschiedensten Gebieten unserer 
Wirtschaft und der staatlichen Verwaltung und an 
möglichst vielen Stellen zu beginnen, so haben auch 
die Angeklagten sich zahlreicher Mittel und Möglich­
keiten bedient, um ihre Schädlingsarbeit zu vollenden.

So sollte die Thüringer Staatsbad-AG, Salzungen, 
deren Aufsichtsratsvorsitzender der Landesfinanz­
direktor Moog war, im Jahre 1946 ohne einen ver­
ständlichen Grund in eine GmbH umgewandelt wer­
den. Von den Aktien befanden sich mehr als die Hälfte in 
der Hand des Landes Thüringen. Neben zwei Thüringer 
Gesellschaften, die gemäß Befehl Nr. 124 der SMAD 
unter Sequester standen, hatte u. a. die Wintershall-AG 
in Kassel — der allgemein als Kriegsverbrecherbetrieb 
bekannte größte Kalikonzem Deutschlands — größere 
Aktienanteile an ihr. Die 'Saline Salzungen, die die 
natürliche und wirtschaftliche Grundlage für den Be­
trieb der Staatsbad-AG darstellte, war als Eigentum 
eines vom Befehl Nr. 124 der SMAD betroffenen Ak­
tionärs sequestriert worden und fiel überdies nach den 
Bestimmungen über die Enteignung der Bodenschätze 
in Volkseigentum. Obwohl sich daraus eindeutig ergab, 
daß die Überführung der Staatsbad-AG in Volks­
eigentum die einzig richtige Lösung sein mußte, be­
mühte sich Moog durch seine Beauftragten im Direk­
torium der Landeskreditbank, die Aktienanteile der 
unter Sequestrierung stehenden Aktionäre für das 
Land Thüringen anzukaufen. Weder die SMAD noch 
die Landeskommission zur Durchführung der Befehle 
Nr. 124/126 der SMAD hatten die Zustimmungen zur 
Übernahme dieser Aktienbeteiligungen gegeben. Als 
die Verwaltung der Volkseigenen Betriebe ihre An­
sprüche an den sequestrierten Aktionärbetrieben, ins­
besondere auch an der anschließend zu behandelnden 
„Thürag“ geltend machte, wurden die Aktienanteile 
der Wintershall-AG an der Staatsbad-AG in Höhe von 
250 000 RM für 100 000 RM und ein weiterer 
Aktienanteil an der Thürag — trotz der offensichtlich 
völligen Wertlosigkeit dieser Aktien — zum Preise von 
10 000 RM für die Landeskreditbank Thüringen ge­
kauft. Die Zahlung des Kaufpreises erfolgte auf un­
gesetzlichem Weg durch die rechtswidrige Verfügung 
über ein in Bayreuth bestehendes Guthaben der ehe­
maligen Thüringer Staatsbank.

Wollte man bei der Betrachtung dieses verbreche­
rischen Verhaltens des Angeklagten Moog die Frage 
stellen, ob es ihm in erster Linie darauf ankam, das 
Land Thüringen unter einem geschäftlichen Vorwand 
durch Verfügung über ein außerhalb des Landes be­
stehendes Konto um 100 000 RM zu schädigen, oder ob 
er — vielleicht im Hinblick auf eine schon damals 
geplante Flucht — dem kriegsverbrecherischen Winters- 
hall-Konzem bei der Rettung seiner in Thüringen 
liegenden Vermögenswerte helfen wollte, so würde 
man an der wesentlichen Bedeutung seiner Handlungs­
weise Vorbeigehen. Bereits im Dessauer DCGG-Prozeß 
hat der als Sachverständige vernommene Minister für 
Industrie der Deutschen Demokratischen Republik, 
S e l b m a n n ,  darauf hingewiesen, daß die Umwand­
lung der von der Überführung in Volkseigentum be­
drohten Industrieunternehmen in private Kapital­
gesellschaften unter starker Beteiligung der öffent­
lichen Hand von den Feinden unseres Aufbaues als 
geeignetes Mittel praktiziert wurde, um so viel Pfeiler 
der alten privatkapitalistischen Ordnung wie möglich 
bestehen zu lassen. Das war das Ziel, das die An­
geklagten Moog und Anke mit ihren so wenig ver­
ständlichen verbrecherischen Manipulationen ver­
folgten.

Zu der Frage, ob etwa zwischen der Überführung 
eines privatkapitalistischen Industrieunternehmens in 
das Eigentum des Volkes und der Beherrschung des­
selben Unternehmens durch den ausschließlichen oder 
überwiegenden Aktienbesitz des Landes kein wesent­
licher Unterschied bestehe, hat der als Sachverständige

vernommene Staatssekretär des Finanzministeriums 
der Deutschen Demokratischen Republik R u m p f  aus­
führlich Stellung genommen. Er hat den entscheiden­
den Unterschied darin gesehen, daß:

a) Volkseigentum nach den gesetzlichen Bestimmungen 
weder veräußert noch belastet werden kann;

b) Volkseigentum den privatkapitalistischen Eigen­
tumsbegriff der unbeschränkten Herrschaftsbefug­
nis über Grund und Boden und Produktionsmittel 
ausschaltet;

c) Volkseigentum von Rechtsträgern verwaltet wird, 
die unmittelbar von den Hoheitsträgern unserer 
antifaschistisch-demokratischen Ordnung ernannt 
werden und ihnen unmittelbar verantwortlich sind;

d) Volkseigentum der Finanzplanung unterliegt, seine 
Erträge unmittelbar dem Staatshaushalt zufließen, 
seine Ausweitung aus dem Staatshaushalt finan­
ziert wird, und zwar beides im Rahmen und unter 
Kontrolle des Planes.

Aktiengesellschaften, deren Aktien sich in den Hän­
den des Staates befinden, werden von den Organen 
der Aktiengesellschaft geleitet. Der Aufsichtsrat be­
stellt die Direktoren. Die Betriebsleiter sind nicht 
unmittelbar den neuen staatlichen Organen verantwort­
lich, sondern den Aufsichtsräten bzw. der Hauptver­
sammlung.

Aktiengesellschaften, deren Aktien sich in Händen 
des Staates befinden, können verkauft, verpachtet 
und beliehen werden. Sie dienten erfahrungsgemäß 
häufig zur Sicherung ausländischer Kredite und An­
leihen, über die das ausländische Monopolkapital eine 
wirksame Beeinträchtigung der deutschen Wirtschaft 
ausübte.

Der Versuch, Volkseigentum in privatkapitalistische 
Formen zu bringen, sollte den Weg offen halten zur 
Veräußerung, Belastung, Verpachtung, d. h. zu einer 
Einflußnahme durch die ausländischen Monopole. Eine 
Überführung in Volkseigentum hätte eine solche Mög­
lichkeit der Restaurierung des Monopolkapitals aus­
geschlossen.

Noch deutlicher tritt die Sabotageabsicht der Ange­
klagten im Moog-Prozeß in dem schon erwähnten Fall 
Thürag in Erscheinung. Bei dieser AG handelte es sich 
um ein nazistisches, völlig unrentables Bergwerks­
unternehmen, das im Rahmen der Kriegsvorbereitungen 
zur Gewinnung von Antimonerz in Thüringen mit 
einem Aktienkapital von 1 Million Reichsmark ge­
gründet worden war. Dieser als Kriegsrüstungsbetrieb 
sequestrierte Betrieb sollte unter Hinweis auf die 
Aktienanteile des Landes und die gekauften Winters­
hall-Anteile in ihrer alten Gesellschaftsform wieder 
ins Leben gerufen werden. Unter dem Vorwand, daß 
der Thürag besonders wichtige Aufgaben im Rahmen 
des Wiederaufbaus unserer Wirtschaft übertragen 
werden müßten, versuchten die Angeklagten, verschie­
dene kleine Gruben aus Kruppschem Besitz durch die 
Einbeziehung in die neue staatskapitalistische Thürag 
zu retten. Die Rücksichtslosigkeit des Vorgehens dieser 
Saboteure wird am stärksten durch die Tatsache be­
leuchtet, daß der Kaufpreis von 10 000 RM für den 
Aktienanteil der Wintershall-AG an der Thürag aus 
dem Präsidentenfonds des Landes Thüringen gezahlt 
wurde, dessen Verwaltung Moog als Finanzminister 
des Landes oblag.

Die Vernachlässigung der dem Minister der Finanzen 
obliegenden Bankenaufsicht ist der Ausgangspunkt für 
die Betrachtung mehrerer Tatsachenkomplexe gewesen. 
Mit dieser den Finanzministerien der Länder über­
tragenen Aufgabe sollte ein einheitliches Finanz­
system in unserer Republik entwickelt werden, in dem 
den Finanzministerien und den Banken eine wesent­
lich andere Rolle zugedacht ist als im kapitalistischen 
Wirtschaftsleben. Die Banken, insbesondere die Staats­
banken, sollten auf die Aufgabe vorbereitet werden, 
ein normales Kredit- und Verrechnungsverfahren für 
die Wirtschaft zu entwickeln, aber auch Finanzorgane 
der volkseigenen Betriebe zu sein und die Rentabilität 
der Betriebe sowie die genaue Durchführung der In­
vestitionen entsprechend dem Plan von der finanziellen 
Seite her sicherzustellen.

Zur Erfüllung dieser Aufgabe mußte das neue Ban­
kenwesen gegen alle Angriffe und reaktionären Be­
strebungen des alten kapitalistischen Bankenwesens 
geschützt werden. Der Angeklagte Moog als Finanz-
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